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tool	 for	 the	masses	to	control	 those	 in	power,	but	also	as	an	 instrument	of	domination	that	
those	in	power	used	to	control	and	discipline	the	population.
„Gottesfurcht, Treue gegen dem König, Achtung von Gesetz und Obrigkeit, begeisterte Hin-
gebung für das Vaterland und seine glorreiche Entwicklung, ächte Liebe zum Volk und treue 
Fürsorge für alle gesunden Keime der Volkswohlfahrt und – Bildung.“1 Dieser Wertekodex, 
den Bismarck „An alle preußischen Patrioten“ richtete, entstammt keinem Kriegsauf-
ruf, keinem antisozialistischen Appell im Parlament, keiner Sonntagsrede zu Königs 
Geburtstag, sondern einem Aufruf für die anstehenden Wahlen zum Preußischen Abge-
ordnetenhaus 1867. Gewiss dienten die Wahlen dazu, Männer für das Amt der Abgeord-
neten zu bestimmen. Bismarcks intensive Vorbereitungen zu den Wahlen, sein forsches 
Eingreifen, um die Abstimmungen zu einem „richtigen“ Ergebnis zu führen, und seine 
nachträgliche Verfolgung von „oppositionell“ wählenden Beamten zeigen indes nicht 
	 Im	Original	mit	Unterstreichung	hervorgehoben.	Dieser	Wahlaufruf	ist	mit	Korrekturen	Bismarcks	versehen,	Ber-
lin,	den	8.	Oktober	967,	Geheimes	Staatsarchiv	Preußischer	Kulturbesitz	(GStA),	I.	HA,	Rep.	90	A,	Nr.	90,	Bd.	2.	
Comparativ | Zeitschrift für Globalgeschichte und vergleichende Gesellschaftsforschung 23 (2013) Heft 1, S. 20–40.
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nur die große Bedeutung, die den Wahlen in Preußen beigemessen wurden. Das ma-
nipulative Engagement des Staatschefs und sein Überwachungseifer verweisen darauf, 
dass er die Stimmabgabe auch als Mittel verstand, sein Staatsprogramm in der Fläche 
durchzusetzen. 
Das mag überraschen, da allgemeine politische Wahlen in der neueren Forschung doch 
als die Boten einer neuen Zeit gelten und ihre Praktizierung als Einübung in die De-
mokratie.2 Doch moderne politische Wahlen, so meine These, dienten auch dazu, die 
Bevölkerung zu homogenisieren, zu disziplinieren und die Nationsbildung zu befördern. 
Unter modernen Wahlen verstehe ich solche, die nicht wie bis zu Beginn des 19. Jahr-
hunderts nur eine exklusive Gruppe involvierten, sondern Wahlen mit dem Anspruch 
der Allgemeinheit – was durchaus Hand in Hand mit dem Ausschluss großer Gruppen 
wie ethnischer Minderheiten, Frauen oder den Armen gehen konnte. Diese Wahlen er-
wiesen sich als ausgezeichnetes Instrument für den Zugriff auf das Individuum. Denn 
prinzipiell war jedes Individuum bis in die fernste Ecke des Herrschaftsbereiches einbe-
zogen – und das auf eine effektive, lautlose Art. 
Diese These bedient sich, insbesondere was den disziplinarischen und integrativen Effekt 
von Wahlen betrifft, einer funktionalistischen Argumentation. Eine solche ist gerechtfer-
tigt, wenn sie kausale Entwicklungen mitbedenkt. Das heißt: Während die Einführung 
von Wahlen zur Legitimationsbeschaffung intentional genutzt wurde, ist die Genese des 
disziplinarischen und des inklusorischen Effekts komplexer. Selbst wenn zuweilen auch 
die disziplinarische Funktion der Wahlen intendiert gewesen ist, wäre doch die Argu-
mentation zu eindimensional, Wahlen seien eingeführt worden, um die Bevölkerung zu 
disziplinieren.3 Vielmehr, so geht hier die Argumentation, zeitigten politische Wahlen, 
die offiziell für die Legitimation und Selbstbestimmung eingeführt wurden, disziplina-
rische und integrative Effekte. Nicht zuletzt diese Folgeerscheinungen ließen Wahlen 
auch in den Augen der Mächtigen sinnvoll und attraktiv erscheinen.
Für den Fall Preußen scheint die Zugriffs- und Züchtigungsfunktion von Wahlen un-
mittelbar einzuleuchten. Hier war das allgemeine Männerwahlrecht durch das Dreiklas-
senprinzip und die Öffentlichkeit gezähmt: Die preußischen Wähler wurden – so zu-
mindest sahen es die Wahlregularien vor – nach ihrem Steueraufkommen in drei Klassen 
eingeteilt, mussten dann zur festgelegten Uhrzeit am Wahltag im Kollektiv ihrer Klasse 
vor den Wahltisch treten, wo sie laut ihren Kandidaten nannten. Zuerst wählte die dritte 
Klasse und zuletzt – ganz unter sich – die Wenigen der ersten Klasse.4 Doch interessan-
terweise findet sich das Phänomen der disziplinierenden Wahlfunktionen nicht nur im 
preußischen Staat, sondern auch in der Demokratie USA. Die Akten über Wahlen in 





4	 Später	 gab	 es	 neben	 dieser	„Terminwahl“	 auch	 die	„Fristwahl“,	 die	 es	 dem	 Wähler	 ermöglichte,	 wie	 bei	 der	
Reichstagswahl	individuell	zur	Wahl	zu	gehen	und	einzeln	seinen	Kandidaten	zu	nennen.
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Ebenen Zugehörigkeit zur Nation und damit eine nationale Agenda definiert und in alle 
Richtungen Exklusion praktiziert wurde. Ich will das letzte Drittel des 19. Jahrhunderts 
bis zum Ersten Weltkrieg untersuchen, weil sich damals eben nicht nur die Massende-
mokratie entwickelte und in der westlichen Welt das Wahlrecht stark ausweitete. In den 
USA war es auch die Zeit nach dem Bürgerkrieg, die die Progressive Era einschließt, in 
der Sozialreformer und politische Reformer für ein good governance kämpften; sie wollten 
mit ihren Reformen nicht zuletzt ihr Verständnis von Nation und Zugehörigkeit zur Na-
tion durchsetzen.5 Auch in Preußen zeigen sich in diesen Jahrzehnten Bestrebungen, die 
Nation zu konsolidieren, klare nationale Maßstäbe festzulegen, damit einhergehend die 
„anderen“ zu definieren und auszuschließen und zugleich die Einigkeit der Zugehörigen 
zu stärken. Gerade diese Tendenzen in Preußen und den USA verdeutlichen, wie Wahlen 
als Herrschaftsmittel fungieren konnten.  
Zu den wenigen Historikern, die sich mit der nationalen Agenda in der zweiten Jahr-
hunderthälfte, insbesondere im Gilded Age nach dem Bürgerkrieg, beschäftigt haben, 
zählen Nancy F. Cott und David Goldfield. Während Cott das Bedürfnis nach nationa-
ler Integration als Produkt der anschwellenden Einwanderungszahlen interpretiert, geht 
Goldfield weiter. Er sieht die Bekämpfung der Indianer, den gewalttätigen Kampf gegen 
die Sklaverei, die erneute Diskriminierung der Afro-Amerikaner, den Kampf gegen Al-
kohol, Restriktionen gegen Einwanderer und das Engagement für good governance in den 
Städten als Facetten des gleichen Phänomens.6 Das war keine Gesellschaft, die „appa-
rently lost its moral compass“ und daher die Sozialreformer auf den Plan gerufen habe, 
wie der Historiker Steven L. Piott vermutet;7 hier gab es eine Überdosis an Moral, die 
sich in ihrer konsequenten Version mit dem in Mode gekommenen Sozialdarwinismus 
wissenschaftlich rechtfertigte und geradezu unangreifbar machte. Wer sich die Wahlen 
in den USA anschaut und das mit ihnen verfolgte Programm, kann der von Goldfield 
diagnostizierten nationalen Agenda noch weitere Aspekte hinzufügen: „Purity“ nicht nur 
der Wahlen, sondern auch der Straßen, Einsatz für saubere und helle Wahllokale, Kampf 
gegen Mormonen (gegen die falsche Art von sexueller Praxis), oder gegen Analphabe-
ten.8 Cott verweist darauf, dass sich bei diesen Prozessen nicht nur die inhaltliche Defini-
tion der Nation als wichtig erweist, sondern auch die herrschaftstechnische Bedeutung, 
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Both the exercise and the apparatus of restriction manifested national power and sove-
reignty. A post-Civil War generation of leaders intended to consolidate the United States 
and make it a power on the world stage, and that required knowing who belonged to the 
nation and who was welcome to join. 
Tatsächlich bestätigt eine Untersuchung der Wahlen: Die Zentralgewalt war im letzten 
Drittel des 19. Jahrhunderts auch in Washington DC keineswegs schwach, wie dies von 
der Forschung in aller Regel behauptet wird.10 Auch in den Vereinigten Staaten spielte 
gerade die Zentralgewalt in Washington für die nationale Integration und nationale Sta-
bilisierung eine entscheidende Rolle.11 
Wenn Goldfield die Homogenisierungsbemühungen als typisch amerikanisches Phäno-
men sieht, greift er allerdings zu kurz.12 Der Vergleich mit Preußen zeigt, dass auch 
andere Nationalstaaten darum kämpften, sich zu konsolidieren und sich ihrer selbst ge-
wiss zu werden. Im Folgenden will ich anhand von drei Beispielen zeigen, wie hilfreich 
Wahlen bei der Durchsetzung des nationalen Programms waren: Erstens anhand der 
Verwaltungstechnik mit Schwerpunkt auf der Registratur, zweitens (mit der Verwaltung 
eng zusammenhängend) anhand wissenschaftlicher Diskurse, die in die Wahlen eindran-
gen, drittens durch eine Untersuchung des Wahlaktes als Gesinnungstest. Die Beispiele, 
die mit unterschiedlicher Intensität mal die USA, mal Deutschland im Blick haben, 
könnten durch zahlreiche weitere Beispiele ergänzt werden: etwa die Beschaffenheit des 
Stimmzettels, der bis zu zwei Quadratmeter umfassen und dicht bedruckt sein konnte 
und damit einen Ausschluss bildungsferner Schichten erzwang; oder die von Washington 
ausgesandten Truppen, die in New York City zu Wahlen immer wieder aufmarschierten; 
oder der Ausschluss der Chinesen als minderwertige Rasse aus der Wählerschaft in den 
1880er Jahren.13 Doch zeigen die hier angeführten Beispiele das Spektrum von verwal-
tungstechnischer, wissenschaftlicher bis hin zu polizeilicher Disziplinierung, die mit Hil-
fe der Wahlen möglich waren und damit die nationale Integration beförderten. Dabei 
werde ich neben regionalen Schwerpunkten stets auch die föderale beziehungsweise die 
Reichsebene im Blick behalten. 
Verwaltungstechnik und Registratur 
Der Reformer, Wahlforscher und Erfinder einer der ersten Wahlmaschinen, Joseph P. 
Harris, schrieb in seinem 1929 erschienen Werk „Registration of Voters in the United 
		9	 N.	F.	Cott,	Public	Vows.	A	History	of	Marriage	and	the	Nation,	Cambridge	(Mass.)	²2002,	S.	32;	vgl.	dazu	auch	P.	
D.	Hall,	Rediscovering	the	Bourgeoisie:	Higher	Education	and	Governing-Class	Formation	in	the	United	States,	
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States“: Die ganze Idee des „popular government“ beruhe letztlich darauf, dass es „a care-
ful determination of those elements of the general population“ derer gebe, die zur „class“ 
der Wahlberechtigten gehörten. Es gelte nichts weniger, als die „purity of the elections“ 
zu sichern, eine Metapher, die in den US-Staaten schon zu Beginn des 19. Jahrhunderts 
auftaucht und sich bis ins 20. Jahrhundert in nahezu allen Reformdiskursen wiederfin-
det.14 Andernfalls, meinte Harris, seien die Konsequenzen dramatisch: „popular govern-
ment is polluted at its very source“, „the public morale is weakened if not destroyed.“ 15 
Harris empfahl als Heilmittel die sorgfältige Registratur. Diese ermögliche, die Wähler 
zu identifizieren und zu exkludieren oder auch zu legitimieren, was in der Einwande-
rungsgesellschaft stets eine Herausforderung bedeutete. Um ein Wahlregister erstellen zu 
können, wurde jede Wahl auch zu einer kleinen Volkszählung. Jeder Stimmberechtigte 
musste für eine bestimmte Zeit an einem bestimmten Wohnort gelebt haben (in Preu-
ßen ein halbes Jahr, in den USA in der Regel von wenigen Wochen bis zu mehreren Jah-
ren; in einigen Fällen gab es jedoch auch, um Siedler in die Frontier-Staaten zu locken, 
ein Ausländerwahlrecht). Die Kontrolle des Wohnortes aber gilt als eines der zentralen 
Instrumente der modernen Staatsmacht.16 Der preußische Innenminister Loebell erläu-
terte 1915, dass durch die permanente Wahlregistratur „der sesshaften und besitzenden 
Bevölkerungsklasse ein größerer Einfluss auf die Wahlen eingeräumt werde“.17 In der 
ersten Jahrhunderthälfte des 19. Jahrhunderts kommentierte ein Abgeordneter im penn-
sylvanischen Parlament die Auswirkungen des eben eingeführten registration law: 
Its effect is to give advantages to the rich and the knowing, to the prejudice of the poor 
laborer, who, toiling for his daily bread, has no time to run after these registering officers 
and their lists, […] and thus it tramples under foot the rights of the poor and the hum-
ble.18
Die Geschichtsschreibung hat sich kaum mit der Wahlregistratur beschäftigt.19 In den 
USA gibt es eine stark normativ gefärbte sozialwissenschaftliche Forschung zu aktuellen 
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Dabei besaß die Registratur über das geltende Gesetz großen Einfluss auf die Zusam-
mensetzung des Elektorats. In Preußen erstellten aufgrund der generellen Meldepflicht21 
die Behörden zunächst von sich aus die Wählerregister, wodurch de jure jeder Wahlbe-
rechtigte in der Wählerliste auftauchen musste. In den USA, dem Einwanderungsland 
ohne Meldepflicht, wirkte die Wählerregistratur wesentlich stärker exkludierend, weil 
sich jeder Wähler zunächst erst selbst melden und in das Register aufnehmen lassen 
musste. 
Die Wählerlisten sind ein Beispiel dafür, wie die Technik und die Materialität von Wahl-
en Einfluss auf die Abstimmungsergebnisse nehmen konnten. Wichtig war schon die 
Frage, wie viele Tage die fertig gestellten Listen auslagen, ob also genügend Zeit blieb, 
die Listen zu überprüfen und – wie es sowohl in den USA als auch Deutschland üblich 
war – abzuschreiben und dann mit den Anhängern der eigenen Partei abzugleichen.22 
Während für das Deutsche Reich eine Zwei-Wochen-Frist für die Auslegung der Listen 
galt, hatten in Preußen die Wählerlisten je drei Tage öffentlich einsehbar zu sein.23 In 
den USA lagen die Listen teilweise noch kürzer aus.24 Oft versuchten die Beamten, die in 
Preußen nach dem Verfassungskonflikt bis Mitte der 1860er Jahre mehr oder weniger of-
fiziell regierungstreue Gesinnung zeigen mussten, den „regierungsfeindlichen“ Parteien 
die Wählerlisten möglichst vorzuenthalten. In Köln etwa entriss der städtische Beamte 
1877 dem wohltätigen und renommierten Katholiken Dr. Peter Joseph Roeckerath die 
Listen mit Gewalt, als dieser sie im Auftrag der Zentrumspartei abschreiben wollte.25 
Der Allgemeine Deutsche Arbeiterverein klagte 1867 darüber, dass ganze Straßenzü-
ge, in denen Arbeiter wohnten, auf den Wählerlisten übergangen worden seien.26 Ein 
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netenwahlen die Abteilungslisten am ersten Tag der öffentlichen Auslegung zu sich nach 
Hause; und während er sie dort für die konservative Partei kopierte, konnten die anderen 
Parteien keine Einsicht nehmen.27 Der sozialdemokratische Abgeordnete Johann Most 
beschwerte sich 1877 im Parlament bitter darüber, dass es sich bei den Manipulationen 
über die Wahllisten keineswegs nur um „Ungehörigkeiten“, sondern um „Ungeheuer-
lichkeiten“ handele.28 Auch Polen mussten immer wieder feststellen, dass die Behörden 
ihre Namen vergessen hatten oder dass sie zahlreiche Dokumente beibringen mussten, 
um in das Register aufgenommen zu werden.29 
In den Vereinigten Staaten war die Registratur von noch größerer Bedeutung als in Preu-
ßen. Sie wurde in den USA offenbar immer dann auf die Tagesordnung gebracht und 
ihre Regularien verschärft, wenn das Wahlrecht expandierte, das Wahlvolk rasch an-
wuchs und die Wählermassen für die Regierenden nur schwer kontrollierbar schienen.30 
Nach Einführung von Wahlregistraturen in zahlreichen US-Staaten, die ab den 1820er 
Jahren mit der Ausweitung des Elektorats und der Wahlbeteiligung einher ging,31 kam 
es in den 1870er und 1880er Jahren auf Anstoß von zivilgesellschaftlich engagierten 
Reformern zu einer erneuten Intensivierung der Registratur. Auch in dieser Zeit breite-
te sich die Wählerschaft explosionsartig aus. Einerseits konnten nach dem Bürgerkrieg 
und dem 14. und 15. Amendment zunächst auch Afro-Amerikaner an den Wahlen teil-
nehmen, andererseits stieg die Zahl der Immigranten explosionsartig an. Ein Großteil 
der Einwanderer strömte in die Städte. Der Anteil der Stadtbevölkerung in Amerika 
im ausgehenden Jahrhundert stieg von 20 auf 40 Prozent. Die Armut, der Dreck, das 
Elend und die alltägliche Gewalt in den anschwellenden Städten, gerade auch unter den 
zahlreichen Einwanderern, bildeten enormen sozialen Sprengstoff.32 Das Volk, das hier 
hauste – so der Verdacht einflussreicher Eliten –, entsprach nicht der Idealvorstellung 
von „we the people“, jenem Volk, dem die Verfassungsväter vertrauensvoll das Schicksal 
der Nation in die Hände gelegt hatten. Die Migranten, die vielmals von ihrer Herkunft 
her der Institution Wahlen fremd gegenüber standen, waren in ihrer Not leicht bestech-




29	 Wahlprüfungskommission,	 No	 283,	 Haus	 der	 Abgeordneten.	 3.	 Legislaturperiode.	 II.	 Session	 877–78,	 GStA	
(Anm.	),	I.	HA,	Rep.	69	C	80,	8,	Bd.	;	vgl.	auch	Arsenschek,	Wahlfreiheit	(Anm.	8),	S.	274–279.
30	 Vgl.	dazu	H.	Richter,	Discipline	and	Elections.	Registration	of	Voters	 in	 the	USA	 in	 the	9th	Century,	 in:	H.-U.	
Thamer	/	S.	Hensel	 (Hg.),	Constitutional	Cultures:	On	the	Concept	and	Representation	of	Constitutions	 in	the	
Atlantic	World,	Newcastle	202	(im	Erscheinen).
3	 Gienapp	 täuscht	 sich,	 wenn	 er	 dem	 für	 die	 erste	 Hälfte	 des	 9.	 Jahrhunderts	 historisch	 wenig	 informierten	
Joseph	 P.	 Harris	 folgt	 (Harris,	 Registraion,	 wie	 Anm.	 5)	 und	 behauptet,	 dass	 die	 Registratur	 vor	 86	 kaum	
eine	Rolle	gespielt	habe,	W.	E.	Gienapp,	“Politics	Seem	to	Enter	into	Everything”:	Political	Culture	in	the	North,	




32	 Piott,	 American	 Reformers	 (Anm.	7),	 S.	4	f.;	 vgl.	 zu	 den	 Reformern	 auch	 Buchstein,	 Stimmabgabe	 (Anm.	30),	
482	f.
Disziplinierung und Nationsbildung durch politische Wahlen. Preußen und USA | 27
York City um die Jahrhundertwende 2 700 000 der insgesamt 3 500 000 Einwohner Im-
migranten oder deren Kinder waren. Städte wie New York konnten nicht zuletzt wegen 
dieser sozialen Schärfen über Jahrzehnte von mafiösen „Bossen“ regiert werden.33 Die ri-
valisierenden Gruppen handelten teilweise die Wahlergebnisse im Vorfeld aus.34 Warum 
trotz der massiven Fälschungen Wahlen weiterhin mit allen Ritualen der Geheimhaltung 
und demokratischen Symbolik durchgeführt wurden, verdeutlicht einmal mehr, dass sie 
Aufgaben erfüllten, die mit der offiziellen Funktion wenig zu tun hatten. In der Stadt 
New York wurde die Frage der Zugehörigkeit zum Wahlvolk zur Frage, wer zur Nation 
gehörte und wem die Herrschaft gebührte.
In den USA waren es die Reformer, die auf schärfere Regeln für die Registratur drängten.35 
Es handelte sich bei ihnen nicht um weltferne Idealisten, sondern um Eliten mit Geld 
und Macht. Der aus reichen New Yorker Verhältnissen stammende Theodore Roosevelt 
gehörte ebenso zu ihnen wie J. P. Morgan, Cornelius Vanderbilt oder John Jacob Astor. 
Viele arbeiteten als Juristen oder Geschäftsleute und hatten ihre Ausbildung an den be-
sten Universitäten Amerikas und Europas absolviert.36 Sie standen in aller Regel den Re-
publikanern nahe, nahmen den Kampf gegen die klientelistische und korrupte machine 
politics mit den demokratisch dominierten Massenorganisationen wie Tammany Hall 
auf. Sie wollten die Politik den Händen der korrupten Politiker entreißen oder – wie 
Sven Beckert in seiner beeindruckenden Studie über das städtische Besitzbürgertum in 
New York argumentiert – sie wollten Politik dem Volk nehmen, um sie den Reichen zu 
geben.37 Die Reformer gründeten zahlreiche Vereine zur Beförderung der good gover-
nance, darunter die Honest Ballot Association, National Municipal League, Good Govern-
ment Club oder Citizens’ Union Club. Die Clubs waren kein New Yorker Spezifikum, 
sondern fanden sich überall in amerikanischen Großstädten.38 Viele agierten bundesweit 
und verabschiedeten auf großen Kongressen nationale Programme. Ihre Ideen waren 
33	 Vgl.	dazu	die	umfassende	Studie	von	O.	A.	Allen,	The	Tiger.	The	Rise	and	Fall	of	Tammany	Hall,	Cambridge	(Mass.)	
993.
34	 Zwar	 wird	 in	 der	 Forschung	 zuweilen	 behauptet,	 die	 Wahlfälschungen	 mit	 Hilfe	 der	 Migranten	 seien	 eine	















38	 In	dieser	Zeit	war	es	auch,	dass	die	Alumni Associations der	Universitäten	der	Ivy	League	sich	national	organisier-
ten,	Hall,	Rediscovering	the	Bourgeoisie	(Anm.	9),	S.	83f.
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nicht Ausdruck eines New Yorker Elitismus, sondern einer übergreifenden elitären Ideo-
logie von der sauberen Nation.39 
Im Programm des Citizens’ Union Club, einem der Reform-Vereine, hieß es: „The history 
of New York City Government is an almost unbroken record of unpunished criminality. 
From the beginning of the Republic to the present time its city officials have come with 
alarming regularity from that class which bears and serves the name criminal.“40 Man 
kann ohne Übertreibung sagen, dass die Frage der Registratur eine Klassenfrage war. 
Denn die Demokraten überschwemmten nicht einfach die Stadt mit ihrer Korruption, 
sondern sie kümmerten sich um die unteren Schichten, insbesondere um die Einwan-
derer. Tammany Hall hielt deswegen die Macht in Händen, weil es – in einer Zeit, in 
der es noch keinen Sozialstaat gab – den Einwanderern vielfältige Hilfe bot. Von einem 
führenden Tammany-Funktionär, George W. Plunkitt, ist eine Rede von 1905 überlie-
fert, in der er offen seine Methoden erklärte,41 über die naiven, idealistischen, jungen 
Männer der Citizens’ Union lästerte, und den Nutzen darlegte, den er aus dem Elend der 
Unterschichten zog. Besonders hilfreich seien etwa die zahlreichen Brandkatastrophen in 
New York City. „If there’s a fire“, erklärte er, 
I’m usually there with some of my election district captains as soon as the fire engines. […] 
Who can tell how many votes one of these fires bring me? The poor are the most grateful 
people in the world.42 
Die vornehmen Reformer, die in ihren Rechtsanwaltskanzleien und Harvard Alumni 
Clubs zusammensaßen und an Registraturgesetzen feilten, verabscheuten solche Figuren 
aus der Unterschicht. 
Wahlstatistiken und wissenschaftliche Objektivität
Die amerikanischen Reformer legitimierten ihre Bemühungen mit wissenschaftlichen 
Argumenten. David Goldfield bezeichnet Wissenschaft als eine Art neuen Glauben, der 
die Nation und insbesondere die nationalen Führer in der Zeit nach dem Bürgerkrieg 
beseelte.43 Wesentlich trugen dazu die Sozialwissenschaften bei, die – um die Jahrhun-
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wandte Aufklärung“ (Dahrendorf ) betrieben.44 Viele Reformer der Progressive Era ge-
hörten zu den führenden Vertretern der jungen Wissenschaft. Im Kontext dieser neuen 
Wissenschaftsdiskurse muss man die Fixierung der Reformer auf die im 19. Jahrhundert 
aufblühende Statistik verstehen, die bei den Wahlen zu einer Überfülle an Kategori-
sierungen, Registraturen und Wahlberechnungen führten. Die Forschung hat auf den 
Zusammenhang von Statistik, Herrschaftswissen und Herrschaftstechniken aufmerksam 
gemacht und auf die Doppelbödigkeit der Statistik: einerseits als ein Instrument zur 
reflexiven Beschreibung, andererseits ein überwältigender Etikettierungsapparat, der zur 
Konstruktion immer neuer Kategorien wie Klasse, Herkunft oder Rasse beitrug.45 Die 
Statistik kam dem Bedürfnis moderner Gesellschaften nach Selbstbeobachtung entgegen 
und eignete sich ausgezeichnet für eine sanfte Beherrschung und Disziplinierung der 
Bevölkerung. „Das 19. Jahrhundert war das Jahrhundert des Zählens und Messens“, so 
Jürgen Osterhammel. „Erst jetzt steigerte sich die Idee der Aufklärung, die Welt vollstän-
dig beschreiben und taxonomisch ordnen zu können, zum Glauben an die wahrheitser-
schließende Kraft der Zahl“.46
Im Jahre 1905 eröffneten die Reformer in New York mit Hilfe der Citizens’ Union ein 
Bureau of City Betterment,47 das Daten sammelte, um Missstände in der Stadt zu be-
kämpfen. Die Mitarbeiter des Büros, zu denen führende Sozialwissenschaftler und ein-
flussreiche Journalisten gehörten, verfolgten mit der Institution „the idea of economi-
cal government – government based on honest bookkeeping“, wie es eine Zeitgenossin 
beschrieb.48 Zu ihrem wohltätigen und wissenschaftlich-reformistischen Programm ge-
hörte auch der Kampf gegen Analphabetismus, der sich freilich bald als Kampf gegen 
Analphabeten entpuppte. Die Forschung ist sich einig, dass die dramatische Abnahme 
der Wahlbeteiligung um die Jahrhundertwende auch auf die Bemühungen der Reformer 
um eine pure ballot box, die von analphabetischen Unterschichten rein gehalten werden 
sollte, zurückzuführen ist. Der literacy test hatte eine lange Tradition in den USA und 
wurde schon in der ersten Jahrhunderthälfte vielfach genutzt,49 doch konnte er sich erst 
in den 1890er Jahren in größerem Ausmaß durchsetzen. Die Bemühungen der Reformer 
gingen hier Hand in Hand mit denen weißer Südstaatler, für die der Test ein wichtiges 
Instrument für die Exklusion schwarze Wähler war.50 Auch die Einführung des Australi-
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Stimmzettel, gehört zu diesen exklusorischen Anstrengungen.51 Der Ausschluss der Un-
gebildeten passte in die nationale Agenda Washingtons. Im Jahr 1917 wurde ein Lesetest 
für Einwanderer auf Bundesebene durchgesetzt.52 New York führt 1922 nach intensiver 
Lobbyarbeit der Reformer für die Wahlregistratur wieder einen literacy test ein.53 Bis 
in die 1960er Jahren forderten auch viele andere US-Staaten Lesekenntnissen von den 
Wählern.54 
In Berlin nahm das Königlich Preußische Statistische Bureau bereits 1805 seine Arbeit 
auf.55 Einer der führenden Statistiker seiner Zeit, Ernst Engel, übernahm 1860 das Bu-
reau und arbeitete an der Idee, dass die Bevölkerung mit Hilfe der Statistik gewisserma-
ßen perfektioniert werden könnte.56 Immer wieder lieferte das Bureau auch ausführliches 
Material für Wahlergebnisse, Berechnungen möglicher Ergebnisse (im Sinne der Re-
gierung) oder für die Optimierung des Wahlrechts. Insbesondere das 1849 eingeführte 
preußische Dreiklassenwahlrecht bot für die Statistik ein weites Arbeitsfeld und eine 
Vielfalt an Erfassungs- und Informations- und Übersichtsmöglichkeiten. Jede moderne 
Wahl bringt Aktenberge an Tabellen und Berechnungen zur Wahrheitsfindung hervor, 
doch das Dreiklassenwahlrecht toppte diese Möglichkeiten. Zwar klagten gerade Kon-
servative nicht nur über die Allgemeinheit des Wahlrechts, die sie als zu modern und 
anstößig empfanden, sondern auch über das „plutokratische“ Element, das dem wahren 
Adel zu wenig Geltung verschaffe.57 Doch die Verwaltung ließ es sich nicht nehmen, die 
Untertanen nicht nur in Wahlberechtigte und Nichtwahlberechtigte einzuteilen, sondern 
auch in Reiche, Mittelreiche und Arme.58 Freilich bot das preußische Wahlrecht, wie 
sich zeigen wird, jenseits der Statistik und Registratur noch ganz andere Möglichkeiten 
der Disziplinierung und Überwachung, da es die offene Stimmabgabe erforderte. Aber in 
einem Punkte befanden sich die Preußen klar im Rückstand: Während in den USA die 
Registratur teilweise in 33 Spalten Informationen von den Bürgern erforderte – darunter 
„Number on ballot delivered to Voter“, „Citizen by Marriage in U. S. (years)“, „Year of 
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Preußen nur 20 Spalten aufbieten, in denen sie Details über die Person und seine steuer-
lichen Verhältnisse verlangten.60
Die Wissenschaftsdiskurse bezogen sich ganz im Geiste der Zeit auch auf die Hygiene 
und Sauberkeit. Und so erkannten die Reformer der Progressive Era auch im Wahllokal 
ein Betätigungsfeld. In den 1880er Jahren fand noch ein Großteil der Wahlen in New 
York City in der von Männern dominierte Welt der „Saloons“ statt, wo die Handlanger 
der political machines die Urnen – so der gewiss nicht ganz realitätsferne Verdacht der 
Reformer – mit falschen Stimmzetteln anfüllen oder sich Fälschungen in der Registratur 
leichter verbergen ließen.61 „Saloon“ aber war für die Reformer nahezu der Inbegriff 
des Bösen: In einer Karikatur von 1869 wird eine als „Saloon“ beschriftete Krake mit 
Tentakeln versehen, die als Glücksspiel, Prostitution, Korruption und Gesetzesmissach-
tung bezeichnet sind; das Untier wird von einer Faust mit dem Schriftzug „Prohibition“ 
bedroht, die ein als „Vote“ bezeichnetes Messer in der Hand hält.62 1893 gipfelte die Pro-
hibitionsbewegung in der Gründung der „Anti-Saloon-Liga“. Da die Oberschichten den 
politischen Raum zurückerobern wollten, kümmerten sie sich auch um die Wahlloka-
le.63 Wichtig erschien ihnen zunächst deren Ausleuchtung. Kerzen reichten dafür nicht 
aus, es musste moderne Gasbeleuchtung sein.64 Dietmar Kammerer hat in einer inspirie-
renden Studie darauf aufmerksam gemacht, wie eng die Geschichte der Straßenlaternen 
und Ausleuchtung mit der Geschichte der Überwachung zusammenhängt.65 Tatsächlich 
gelang es den Reformern auch in dieser Hinsicht ein Umdenken herbeizuführen. Seit 
der Jahrhundertwende, als es nicht zuletzt mit Hilfe des republikanischen Bürgermei-
sters gelungen war, reformerische Projekte in New York City umzusetzen, sorgten die 
offiziellen Stellen für Wahllokale, die gut ausgeleuchtet waren, geräumig, sauber und für 
die Wähler leicht zugänglich; „Saloons“ dienten nun kaum noch für Abstimmungen.66 
Die Polizei musste die Wahllokale im Vorfeld überprüfen und sicherstellen, dass sie „fit-
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öffentliche Gebäude wie Schulen oder Rathäuser als Wahllokal zu nutzen,68 wurde nach 
langen Querelen 1916 umgesetzt.69 „The use of public buildings, with plenty of space, 
light, and air, and with an atmosphere of respectability“, so Jahre später der Politologe 
und Wahlpraktiker Joseph P. Harris, „tends to reduce the rowdyism which sometimes 
prevails at the polls. The use of basement rooms in apartments, of small shops, and 
contested quarters tends to facilitate frauds.“70 1916 fanden die Primaries ausschließlich 
in Schulen und öffentlichen Gebäuden statt. Der Vorsitzende des Board of Elections be-
zeichnete die Neuerung als „complete success and [it] contributed in no small way to the 
[…] most wholesome developments of electoral practices in this City.“71 Ein Jahr später 
schwärmte das Board of Elections über die Nutzung der öffentlichen Gebäude: „the at-
mosphere and surroundings […] cannot fail to have a very wholesome effect upon those 
who go there to register and cast their votes.“72 Um den Wahlakt perfekt zu machen, 
warben zahlreiche Reformer für Wahlmaschinen. Diese komplexen Automaten mussten 
auf viele Bevölkerungsschichten abschreckend wirken; ihren Befürwortern aber erschie-
nen sie als Garanten für „purity of the ballot box” (vgl. Abbildung 1).73 
Das Wahllokal präsentierte im Kleinen das reformerische Ideal vom richtigen Leben: eine 
hygienische, standardisierte, lichte, korruptionsfreie, wissenschaftlich legitimierte Welt. 
Anders als der Saloon gehörten die öffentlichen Gebäude nicht in das Ambiente des ein-
fachen Volkes; es wird manch einen armen Neueinwanderer eine ebensolche Überwind-
ung gekostet haben, das Schulhaus zu betreten, wie einen wohlhabenden Wallstreet-
Mann eine dreckige Spelunke. Vermutlich trug auch das Wahllokal dazu bei, dass die 
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Abbildung 1: Die Maschine als Garant für „purity of the ballot“. 
Broschüre für „U.S. Standard Voting Machine“, mit Bedienungsanleitung für die Wahl-
maschine (Ausschnitt), ca. 1904.74
Der Wahlakt als Gesinnungstest I: Preußen 
Die bisher genannten Techniken der Exklusion und Disziplinierung sind indirekt und 
durch die Wahltechnik bestimmt. Fast zeugen sie von einer Scham der Herrschenden, 
die die Ausgrenzung nicht offen ansprechen wollten. Doch der Wahlakt selbst konnte 
auch ganz explizit Bevölkerungsgruppen ausgrenzen. Das soll beispielhaft in diesem und 
dem folgenden Abschnitt gezeigt werden. 
Die Wahlen erst brachten es zutage: Der Bromberger Stadtkämmerer Roman Pajzderski 
hegte antideutsche Gefühle. Bisher hatte er sich politisch unauffällig verhalten; bei den 
Kommunalwahlen 1904 jedoch weigerte er sich, überhaupt zum Wahllokal zu gehen. 
Dabei hatte ihm der Bürgermeister vor der Wahl nicht nur den Polizeisergeanten ins 
Haus geschickt, um ihm die Aufforderung zur Wahl unmissverständlich zu machen, son-
dern ihm ein zweites Mal mitteilen lassen, er müsse auf jeden Fall zur Wahl erscheinen – 
allerdings dürfe er wählen, wen er wolle. Man müsse, so der zuständige Landrat in einem 
Bericht an den Regierungspräsidenten in Bromberg, „im vorliegenden Falle annehmen, 
dass der Grund seines Nichterscheinens nur der war, einem Deutschen seine Stimme 
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über den entlarvten Beamten: „Sehr auffallend war es, dass sich ein städtischer Beamter 
an der Wahl nicht beteiligte; man nimmt an deshalb, weil zwei deutsche Kandidaten 
aufgestellt waren und er beiden nicht die Stimme geben wollte.“76 Da Pajzderski ein Be-
amter war, durften die Behörden davon ausgehen, er wisse von der „selbstverständlichen 
Pflicht“ eines Beamten, „nur deutsch“ zu wählen, wie es anlässlich der im Jahr zuvor 
stattgefundenen Preußischen Abgeordnetenwahlen in der regierungstreuen deutschen 
Presse geheißen hatte.77 Behörden und Presse gelang es mit Hilfe des Wahlaktes Abtrün-
nige zu identifizieren und anzuprangern. 
Die „Zeitungsberichte“, die von den Regierungspräsidenten aus allen Provinzen viertel-
jährlich für die Zentralregierung in Berlin verfasst wurden, hatten im Allgemeinen unter 
der angeforderten Rubrik „Öffentlichen Stimmung“ nicht viel zu vermelden, außer der 
gehorsamen Abhaltung von Kaisers Geburtstag, Erinnerungsprozessionen an die Befrei-
ungskriege und später den Sedanfeiern. Dank der Wahlen aber musste die „Stimmung“ 
dann doch immer wieder konkret benannt werden. Hieß es etwa aus Pommern mit 
freundlich nichtssagender Regelmäßigkeit, die Stimmung sei „nach wie vor durchaus 
zuversichtlich und königstreu“78 und jede regierungsfeindliche Strömung „findet kei-
nen Wiederhall in den Herzen der treuen Pommern“,79 so mussten die Regierungspräsi-
denten der Wahlen wegen Missstände bekennen und sich dazu erklären: „Auch in dem 
diesseitigen Bezirk trat eine gewisse Erregung“ zutage, ein Kandidat der „Fortschrittspar-
tei“ sei gewählt worden oder gar – seit den 1890er Jahren – die sozialdemokratischen 
Stimmen nähmen zu.80 Wie heute noch zeigten schon damals die bunt gefärbten poli-
tischen Landkarten mit den Wahlergebnissen an, was von der Bevölkerung – scheinbar 
ganz objektiv – zu halten sei und vermittelten selbst gegenüber den entlegensten Kreisen 
ein Gefühl der Durchherrschung und Übersicht. 
Doch wie nützlich die allgemeinen Wahlen als Herrschaftsmittel waren, entfaltete sich 
erst Dank der Allgemeinheit der Wahlen, die auf das Individuum und sein individuelles 
Bekenntnis zielten. Land um Land, Kreis um Kreis, Straße um Straße, Haus um Haus, 
Mann um Mann wurden mit jeder Wahl erfasst und einer Prüfung unterzogen.81 Bis-
marck war einer der ersten, der das erkannte, und unerbittlich Abweichler unter den 
Beamten bestrafte oder – wenn es ihm nötig erschien – entließ. Zwar war die rechtliche 













Disziplinierung und Nationsbildung durch politische Wahlen. Preußen und USA | 35
hatten de jure keine Wahlpflicht), doch wurde das erst nach Bismarcks Regentschaft als 
ein Problem aufgefasst. Der Fürst befahl seinen Ministern, Listen anlegen zu lassen, in 
denen das Wahlverhalten der Beamten festgehalten und kategorisiert wurde.82 Als sich 
viele Beamte auf ihr Recht des Nichtwählens zurückzogen um einer Bestrafung zu ent-
gehen, galt die Nichtwahl zunehmend als ebensolcher Beweis übler Gesinnung wie die 
Wahl einer „oppositionellen“ Partei. 
Die Überwachung beschränkte sich keineswegs auf die öffentlichen Landtagswahlen in 
Preußen. Auch bei den geheimen Reichstagswahlen gelang es Bismarck, oppositionelle 
Haltungen aufzudecken und zu strafen. Ein Agent der königlichen Bank in Wehlau 
beispielsweise, der 1867 bei den Wahlen zum Norddeutschen Bund für die Freisinnigen 
Partei ergriff, sollte nach Bismarcks Wunsch aufgrund seiner „feindlichen“ Haltung so-
fort entlassen werden. Doch er genoss Schutz von Seiten seiner Vorgesetzten, die nur 
zögerlicher reagierten, die Sache stillschweigend auf sich beruhen lassen wollten und, als 
Bismarck nicht nachgab, allerhand Gründe ins Feld führten, warum der Bankbeamte 
nicht vor die Tür gesetzt werden könne. Bismarcks aber hakte immer wieder nach, be-
stand auf der Bestrafung und erkundigte sich zuletzt im Sommer 1868, ob und mit wem 
die Stelle des Bankangestellten neu besetzt worden sei; erst als er auch den Nachfolger 
genannt bekam und damit der Exekution der Strafe gewiss sein konnte, war die Sache für 
ihn erledigt.83 In Bromberg wiederum wollten die Konservativen die Liberalen zwingen, 
dezidiert „deutsch“ zu wählen. Dafür musste in der Stichwahl der konservative Kan-
didat gegen den polnischen Antreten. Um diese Inszenierung zu ermöglichen, wählte 
ein Großteil der Konservativen zunächst den polnischen Kandidaten, damit dieser (und 
nicht der deutsche liberale Kandidat) zusammen „mit dem konservativen in die Stich-
wahl kommt und die Freisinnigen gezwungen werden, in der Stichwahl für den konser-
vativen einzutreten, wenn sie ihre ‚nationale Gesinnung‘ nicht verleugnen wollen“, wie 
der Regierungspräsident berichtete.84
Auch wenn nach Bismarcks Rücktritt die Schärfe aus der Überwachung des Wahlaktes 
verschwand, so versuchte die Regierung bis zum Ersten Weltkrieg Wahlen weiterhin als 
ein Instrument der Disziplinierung aller abweichenden Bevölkerungsgruppen zu nutzen. 
Sozialdemokraten, Katholiken, Freisinnige, Nichtsesshafte, Arme oder Polen – sie alle 
wurden mit Hilfe der Wahlen stigmatisiert. Oder umgekehrt: Die Wahlen sollten zur 
Performanz des idealen Staatsvolks werden, des klug und regierungstreu stimmenden 
deutschen Mannes. Das gelang insofern, als um 1870 die Wahlergebnisse immer konser-
vativer und sich die Liberalen nach der Reichsgründung als stark geschwächt erwiesen. 





84	 Ober-Präsident	 der	 Provinz	 Posen	 an	 Herrn	 Regierungs-Präsidenten	 zu	 Bromberg,	 Posen,	 24.4.903,	 GStA	
(Anm.	),	XVI.	HA,	Rep.	30,	Nr.	596,	903.
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Immer wieder ersannen die Behörden neue Listen und Tabellen der Kategorisierung. Ab 
den achtziger Jahren etwa mussten die Landräte ein „Verzeichniß der Abstimmungen der 
an der Urwahl betheiligten katholischen Lehrer“ erstellen; 1904 bat der Innenminister 
um ein „Verzeichniß der in Betracht kommenden Beamten“, die abweichend oder gar 
nicht gewählt hätten, und der Justizminister lieferte „Verzeichniße der Justizbeamten, 
die sich an den Urwahlen nicht beteiligt hätten, und einen Vermerk über ihre Entschul-
digungsgründe in besonderer Spalte“; für 1913 finden sich zahlreiche „Verzeichniße der 
Beamten, Lehrer, Geistlichen und Ansiedler“.85 Denn es missfiel den preußischen Behör-
den, dass die eigens zur Förderung des Deutschtums in den Osten verpflanzten Ansiedler 
nicht genug politisches Interesse zeigten und zuweilen die Wahlen versäumten.86 In den 
Verzeichnissen konnten verschiedene Merkmale systematisch erfasst werden. Nicht nur 
Wahlbeteiligung oder Wahlenthaltung, sondern auch, welche Partei gewählt wurde oder 
welche Gründe für die Nichtbeteiligung angegeben wurden.87 Wichtig waren neben den 
Tabellen auch die Überwachungsberichte der Landräte, die vor, während und nach einer 
Wahl in ganz Preußen verfasst und an die höheren Instanzen geschickt wurden (vgl. 
Abbildung 2).88 
Abbildung 2: Disziplinierung durch Wahlen. 
Ausschnitt einer Übersichtstabelle aus einem Überwachungsbericht zu den Wahlen in 
Posen mit Angaben u.a. zur „Zahl der abgegebenen gültigen Stimmen“ für „deutsch“, 
„polnisch“, „sozialdemokratisch“ etc. XVI. HA.Rep.30, Nr.589, Posen, 1907. 
85	 Regierungs-Präsident	Lindemann	an	königliche	Regierung,	Abtheilung	für	Kirchen-	und	Schulsachen,	4.2.885,	





87	 Vgl.	 Anordnungen,	 Tabellen	 und	 Korrespondenzen	 des	 Regierungspräsidenten	 und	 der	 Landräte	 in	 GStA	
(Anm.	),	XVI.	HA,	Rep.	30,	Nr.	2964;	vgl.	weitere	Unterlagen	aus	dieser	Akte	und	aus	XVI.	HA,	Rep.	30,	Nr.	58.	
88	 Vgl.	etwa	die	Berichte	der	Landräte	in	GStA	(Anm.	),	XVI.	HA,	Rep.	30,	Nr.	575,	Nr.	58,	Nr.	602,	Nr.	60,	Nr.	2964	etc.
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Über den bereits verstorbenen Lehrer Radler in Ludwikowo konnte der Landrat noch 
postum ermitteln, dass er zwar zwischenzeitlich tot, aber „durch Krankheit an der Teil-
nahme zur Wahl verhindert“ gewesen sei. Dank der Wahlen gelang es den Behörden, 
Personen dingfest zu machen, die bisher unverdächtig geblieben waren. So den polnisch 
wählenden Lehrer Granse im Regierungsbezirk Bromberg 1885,89 die nichtdeutsch 
wählenden Juden im Posener Schwarzenau 1904 und in Hohensalza 191390 oder Lehrer, 
„welche in ihrem sonstigen Verhalten keinen Anlass zu Vorwürfen bieten und gute Un-
terrichtserfolge“ erzielten.91 
Die Überwachung hinterließ nicht nur Mahnungen, sondern – je nach Einschätzung des 
Falles – Einbußen im Gehalt oder schmerzhafte Versetzung in abgelegene Dörfer.92 Zu 
Entlassungen kam es nach Bismarcks Regentschaft nicht mehr, zu sehr fühlten sich die 
Behörden dem Rechtsstaat verpflichtet, zu sehr fürchteten sie auch die scharfen Attacken 
im Abgeordnetenhaus und im Reichstag, wo immer wieder die Praxis der Wahlbeeinflus-
sung gegenüber und durch Beamte beanstandet wurde. Die Anweisungen der Behörden 
zur Überwachung und Abstrafung der Beamten sind denn auch meistens mit dem Ver-
merk „geheim!“ versehen.93
Doch auch wenn die Behörden alles taten, um die Wahlen zu einem Gesinnungstest der 
Regierungs- und Königstreue werden zu lassen, so nutzten ihn doch auch Minderheiten 
zum heroischen Zeugnis für die gute Sache: die katholische Kirche etwa oder „das pol-
nische Vaterland“. Polen und Katholiken nahmen bewusst ihre Entlassung in Kauf, be-
suchten die Wahlversammlungen zu Hunderten, obwohl diese von einem der polnischen 
Sprache mächtigen deutschen Beamten überwacht und genau protokolliert wurden, gin-
gen entgegen dem Befehl des deutschen Gutsherrn wählen, wohl wissend, dass der Herr 
im Wahllokal als Wahlvorstand fungierte und sie zornig empfangen würde.94
Wahlen als Gesinnungstest II: USA
Gewiss war dieser Gebrauch der Wahlen typisch preußisch; die Diskriminierung von 
Andersdenkenden mithilfe der Wahlen wurde schließlich durch die öffentliche Abstim-
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Wahlen direkt und ungeniert zu Exklusionszwecken. Kaum bekannt ist die Unterdrük-
kung der Mormonen, der Church of Jesus Christ of Latter-day Saints, mit Hilfe politi-
scher Wahlen. Der Bürgerkrieg schien die Reformer darin bestätigt zu haben, dass man 
notfalls mit Gewalt die Wahrheit durchsetzen konnte.95 Nicht nur gegen Sklavenhalter 
gingen sie daher massiv vor (was im merkwürdigen Kontrast zu ihrem Misstrauen gegen 
schwarze Wähler im Norden stand und zu ihrer Gleichgültigkeit, als den Afroamerika-
nern im Süden nach und nach die Rechte wieder genommen wurden). In den fernen 
Wüsten von Utah nahmen Reformer die in ihren Augen falsche Form von Sex ins Visier. 
Die politische Elite empfand die Polygamie als „chronic rebellion against the law and 
authority of this great nation“.96 1882 wurde vom Kongress ein Gesetz gegen Polygamie 
erlassen.97 Im Zentrum des Edmunds Act, wie das Gesetz genannt wurde, standen Wahl-
regulierungen, und als Disziplinierungsinstrument diente der Ausschluss der Abweichler 
von den Wahlen.98 Zuvor freilich, als die nationalen Ambitionen aus Washington ihre 
Autorität noch nicht in Frage gestellt hatten, hatten die Führer der Mormonen selbst 
durch korrumpierende Wahltechniken die Wahlen genutzt, um Nicht-Mormonen vom 
gesellschaftlichen Leben auszuschließen; hier war der Wahlakt ein reiner Loyalitätsritus 
gegenüber den Führern der Kirche gewesen.99
Zunächst setzte die Regierung in Washington sämtliche gewählten Vertreter im Utah 
Territory ab (das damals noch kein Staat war) und ordnete Neuwahlen an. Ein Board 
of Registration and Election, die sogenannte Utah Commission, sorgte für die Durchset-
zung des Edmunds Act. Die Kommission musste garantieren, dass kein Polygamist das 
aktive oder das passive Wahlrecht erhielt. „[Elections have to] be secured through a due 
observance of the restrictions imposed in relation by bigamy and polygamy“, wie es 
im Bericht der Commission hieß.100 Zudem wurde das Frauenwahlrecht, das entgegen 
seiner ursprünglichen Intention nicht dazu beitrug, die Polygamie zu schwächen, 1887 
von Washington aus abgeschafft.101 Der Kommission gelang es schließlich, auf legalem 
Wege rund 12.000 Polygamisten von den Wahlen auszuschließen.102 Mit Hilfe der neu 
gewählten Exekutive, Legislative und Judikative konnten die Polygamisten nun – auch 
dies ganz legal – massiv verfolgt werden: Dank des Ausschlusses von den Wahlen waren 
95	 S.	dazu	die	Überlegungen	von	Goldfield,	America	Aflame	(Anm.	6),	S.	–42.
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die praktizierenden Polygamisten identifiziert und konnten nun zu Hunderten verurteilt 
und ins Gefängnis gebracht werden. Die Kriminalisierung und politische Entrechtung 
zwang die Church of Jesus Christ of Latter-day Saints in die Knie. 1890 widerrief die Kir-
chenleitung die Polygamie.103
Fazit
In New York wurden die Wahlen über Jahrzehnte systematisch gefälscht, und für die 
Reformer bestand der Ausweg aus der Misere darin, das Wahlrecht einzuschränken und 
gegnerische Gruppen von der Wahl abzuhalten. In Utah wurden Andersdenkende mit 
einem neuen Act kurzerhand vom Wahlrecht ausgeschlossen. Und in Preußen fielen die 
Abstimmungen lange Zeit hinweg nach massivem Druck von oben entsprechend dem 
Wunsch der Regierung aus. Dank verschiedener Wahltechniken gelang es den Regieren-
den, oppositionelle oder als feindlich empfundene Gruppierungen entweder wie im Fall 
der Mormonen vom Wahlvolk auszuschließen oder wie bei den Polen in Preußen am 
Wahlsieg zu hindern. In allen Beispielen dienten Wahlen dazu, die Nation zu integrie-
ren, das Wahlvolk zu definieren und zu disziplinieren. Dabei sind die Gemeinsamkeiten 
zwischen dem monarchischen Preußen und dem demokratischen Amerika beachtlich. 
Die Verantwortlichen in Washington und Berlin empfanden gegen Ende des Jahrhun-
derts zunehmend kulturelle und soziale Sonderlichkeiten als Störungen in einem sich 
entwickelnden nationalen Wertekodex. Mormonen mit ihrer Vielweiberei oder verarmte 
Unterschichten ohne Lesekenntnisse passten ebenso wenig in die nationale Agenda Ame-
rikas wie Sozialdemokraten, Katholiken oder Polen in die Preußens. Dass die nationalen 
Ideale beider Mächte konfessionell übereinstimmten und beide furios antikatholisch wa-
ren, ist bemerkenswert. „The expansion of the white male suffrage occurred alongside the 
spread of evangelical Protestantism“,104 wie David Goldfield bemerkte. Die Geschichte 
dieses Zusammenhanges müsste freilich an anderer Stelle geschrieben werden.
Die Politologen Charles Seymour und Donald Paige Frary aber täuschten sich, als sie in 
ihrer Weltgeschichte der Wahlen von 1918 die Abstimmungen in Deutschland als eine 
leere Fassade beschrieben, während sie die USA bereits auf der Ziellinie wahrer gleicher 
Wahlen angekommen sahen: „With the progress of education the justification for a liter-
acy test is vanishing“, räumten sie für die USA ein, „as it is recognized that disfranchise-
ment for that reason often means the perpetuation of illiteracy“.105 Über Deutschland, 
den Gegner im Krieg, schrieben sie: „Many of the smaller states have tended in recent 
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Deutschland107 als auch im Fall USA; die Übereinstimmungen beider Staaten sind evi-
dent und werden sich so ähnlich wahrscheinlich auch für andere westliche Staaten finden 
lassen. Freilich zeigt ein Vergleich zwischen Deutschland und den USA auch bedeutsame 
Unterschiede, etwa das in aller Regel korrekte deutsche Wahlverfahren – im Gegensatz 
zur Gewalttätigkeit, zum teilweise offenen Rechtsbruch in zahlreichen amerikanischen 
Staaten (wo Schwarze mit Gewalt an der Wahl gehindert wurden oder Wahlurnen mit 
falschen Stimmzetteln aufgefüllt wurden).108 Auch zeigte sich die Washingtoner Regie-
rung skrupelloser, wenn es galt, kurzerhand ganze Gruppen wie die Mormonen oder 
Chinesen auszuschließen. Die Deutschen taten sich schwerer damit, geltendes Reicht 
einfach außer Kraft zu setzen, und ihre weitgehend gesetzeskonforme, bürokratische 
Bekämpfung von Sozialisten oder Polen stärkte letztendlich den Wahlkampf eben die-
ser Feinde. In diesem Aufsatz aber interessieren nicht diese Unterschiede, sondern die 
Gemeinsamkeiten. Auch wenn die Intention der Wahlen gewiss die war, die durch die 
Prozesse der Modernisierung109 immer gebildeter werdenden, wohlhabenden Bürger in 
die Herrschaft zu integrieren und ihnen (oftmals als Gegenleistung für die Steuern) eine 
gewisse Mitbestimmung zu bescheren, so erwiesen sich die Wahlen doch in beiden Län-
dern als ein nützliches Instrument für die Integration der Nation und damit auch für die 
Disziplinierung und die Exklusion unerwünschter Gruppen. 
Damit ist eine These angedeutet, die über diesen Aufsatz hinausführt: Wahlen wurden zu 
einer der stabilsten Institutionen der westlichen Welt, weil sie mehr und mehr Funktio-
nen erfüllten; nicht zuletzt daher erklärt sich, dass sie bis heute der große Exportschlager 
des Westens sind. Die Symbolhaftigkeit und Praktikabilität von Wahlen nahm so stark 
zu, dass im 20. Jahrhundert noch nicht einmal Stalin auf sie verzichten mochte, und 
inzwischen wird die Institution der politischen Wahlen sogar von der selbstbewussten 
chinesischen Autokratie demonstrativ anerkannt. 
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